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D ie kostenlose Zuteilung von
Emissionsrechten beschert

enormeProbleme.DasBundesum-
weltministerium muss einen Plan
erarbeiten, der im Detail regelt,
welche Anlage wie viele Zertifi-
kate erhält.
Da imHintergrunddieLobbyis-

ten aller Couleur aktiv sind, gibt
es eine Vielzahl von Sonderre-
geln, von Ausnahmen und Zusät-
zen. Bestimmte Brennstoffarten,
bestimmte Kraftwerkstypen und
damit auch ganzbestimmteUnter-
nehmen kommen besser weg als
andere. Eine gerechte Verteilung
sieht anders aus. Das komplizierte
und insgesamt fragwürdige Ver-
fahren könnteman sich leicht spa-
ren, wenn man die Zertifikate
schlicht versteigern würde.
Bereits inder erstenHandelspe-

riode, die im kommenden Jahr en-
det, hätte man erste Erfahrungen
mit der Versteigerung sammeln
können. Die EU erlaubt schon
jetzt, fünf Prozent der Rechte zu
auktionieren. In der 2008 begin-

nendenHandelsperiode sind es so-
gar zehn Prozent.
Bislang sieht es so aus, als hät-

ten dieVersteigerungsskeptiker in
der Bundesregierung die Mei-
nungsführerschaft inne. Viel-
leicht ändert sich im Verlauf des
Gesetzgebungsverfahrens für das
Zuteilungsgesetz noch etwas da-
ran. Dass die kostenlose Vertei-
lung keineDauerlösung sein kann,
war allen Beteiligten von Beginn
an klar. Es wäre sinnvoll, nun so
schnell wie möglich Erfahrungen
mit der Auktionierung zu sam-
meln, an der langfristig ohnehin
keinWeg vorbeiführt.
Dass die Energiekonzerne sich

dagegen mit Händen und Füßen
wehren, überrascht nicht. Sie zäh-
len zu den Profiteuren der kosten-
losen Zuteilung. Dass diese aber
nicht ersonnen wurde, um den
Energieversorgern milliarden-
schwere Windfall-Profits zu be-
scheren, wird wohl niemand be-
streiten.
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Das aktuelle Fusionsfieber in
Spanien, am besten zu sehen
andemoffenenKampf umdie

Kontrolle beim größten heimischen
Energieversorger Endesa, erklärt
sich eindeutig im Kontext der bevor-
stehenden Änderung des spanischen
Übernahmegesetzes. Der polemisch
geführte Kampf um Endesa, der vor
mehr als einem Jahr mit dem feindli-
chen Übernahmeversuch des kleine-
ren katalanischen Energieversorgers
Gas Natural begann und sich mit
demEintritt der deutschen Eon deut-
lich verschärft hat, macht klar, dass
eine Änderung der aktuellen Gesetz-
gebung notwendig ist.
Abgesehen vom neuen Übernah-

megesetz macht dieser Prozess auch
klar, dass die Wettbewerbsfähigkeit
einer Branche bei Konsolidierungs-
prozessen nicht mehr im Vorder-
grund steht. Denn es dürfte doch ei-
gentlich nicht das Interesse der spani-
schen Regierung sein, dass durch
eine Fusion zweier nationaler Unter-
nehmenauf demheimischenEnergie-
markt noch weniger Wettbewerb
herrscht und die Preise für die Ver-
braucher steigen.
Die Schlacht um Endesa, die den

Aktienkurs dieses Versorgers kräftig
nach oben getrieben hat, diente vie-
len anderen spanischen Unterneh-
men in den letzten Monaten als Vor-
bild. Sie versuchten mit allen Mit-

teln, die partielle oder vollständige
Kontrolle über ihren Wettbewerber
zu erlangen. Dies gilt vor allem für
die Immobilien- und Baubranche.
Viele Firmen wollten noch vor der
Änderung der Gesetze ihre Position
in der eigenen Branche festigen.
Das aktuelle Übernahmegesetz

hat eine solche Vorgehensweise häu-
fig konditioniert. Gegenwärtig muss
erst ab dem Besitz von 50 Prozent
des Kapitals ein offizielles Angebot
für das gesamte Unternehmen lan-
ciert werden und erst ab dem Besitz
von 25 Prozent ein Teilangebot.
Der langsame, relativ leichte Ein-

stieg in ein Unternehmen, wie es der
spanische Baukonzern Acciona der-
zeit bei Endesa praktiziert, wird da-
durch eindeutig gefördert. Das neue
Gesetz dagegen verlangt, dass ab ei-
nem Besitz von 30 Prozent der
Stimmrechte eine Offerte für das
ganze Unternehmen vorgelegt wer-
denmuss.
Der Gesetzentwurf stößt derzeit

in Spaniens Parteien auf wenig Wi-
derstand. Es wird erwartet, dass der
Entwurf noch in diesem JahrdemPar-
lament vorgelegt wird. Und es wird
damit gerechnet, dass er dort mit ei-
ner breiten Mehrheit verabschiedet
wird und somit Anfang des kommen-
den Jahres in Kraft treten kann.
Mit dem neuen Gesetz soll unter

anderem versucht werden, durch die

Verhinderung von Teilübernahmen
die Rechte der Kleinaktionäre mit
den Interessen des jeweiligen Unter-
nehmens in Einklang zu bringen.
Durchdas bislang gültigeGesetzwer-
den die Rechte der Kleinaktionäre
kaum geschützt.
Seit demFall Endesa haben sich je-

doch viele Interessengemeinschaf-

ten gegründet, die mehr Informatio-
nen und eine Ausweitung der Mitbe-
stimmungsrechte fordern. Nach dem
neuen Gesetz zum Beispiel hätte En-
desa vor der Abwehr der Offerte von
Gas Natural durch zahlreiche Klagen
die Aktionärsversammlung konsul-
tieren müssen. Endesa-Chef Manuel
Pizarro hätte diese Klagen nur dann
einreichen können, wenn er dafür in
der Aktionärsversammlung eine
Mehrheit von zwei Dritteln der Stim-
men erhalten hätte.
Für die Suche nach einem „wei-

ßen Ritter“ ist jedoch keine vorhe-
rige Zustimmung der Anteilseigner

erforderlich. Der Hintergrund:
Durch mehr Angebote wird im Inte-
resse der Aktionäre der Übernahme-
preis in die Höhe getrieben.
Für meinen Geschmack geht der

Gesetzentwurf jedoch in einem
Punkt nicht weit genug: In Spanien
haben viele Firmen in ihren Statuten
komplizierteAbschirmungsmöglich-
keiten festgelegt. So gesteht Endesa
einem Käufer nicht mehr als zehn
Prozent der Stimmrechte zu, und
zwar gleichgültig, wie groß das Ak-
tienpaket ist, das er erwirbt.
Für Acciona bedeutet diese Be-

stimmung, dass das Unternehmen
zwar jetzt 17 Prozent des Kapitals
von Endesa besitzt, aber eben nur
über zehn Prozent der Stimmrechte
verfügt. Endesa-Chef Pizarro hat
sich bisher geweigert, dies zu än-
dern.Das neueÜbernahmegesetz er-
möglicht jedoch die Neutralisierung
dieser Mechanismen zur Abschir-
mung. Dies wiederum setzt aber die
Zustimmung derAktionärsversamm-
lung jenes Unternehmens voraus,
das Gegenstand einer Übernahme
ist.
Ziemlich logisch scheinen mir

auch die neuen Regelungen für den
Fall eines „squeeze out“ und „sell
out“, wenn der Bieter 90 Prozent des
Unternehmenskapitals übernimmt.
Nach dem neuen Gesetz kann der
Käufer die Minderheitsaktionäre

zwingen, ihm ihre Anteile zu einem
fairen Preis zu verkaufen. Allerdings
gilt diese Bestimmung nur dann,
wennmindestens 90 Prozent der Ak-
tionäre dem Angebot zustimmen.
Diese Regelung ist meines Erachtens
schlecht,weil sie dieMöglichkeit sol-
cher Operationen deutlich ein-
schränkt.
Dennoch halte ich alles in allem

das neue Gesetz für wesentlich bes-
ser als das alte. Es wäre trotzdem
wünschenswert, wenn es an einigen
Stellen noch verbessert werden
könnte. Zudem glaube ich, dass wir
auch an anderer Stelle der Gesetzge-
bung noch nachbessern müssen, so
beim Schutz des Wettbewerbs. Die
möglicheFusion zwischendenheimi-
schen Versorgern Unión Fenosa und
Iberdrolamacht dies deutlich.
Stimmt die Regierung einer Fu-

sion zwischen zwei nationalen Ener-
gieunternehmen zu, erlaubt sie bei
der heutigen Marktaufteilung de
facto ein Duopol. Das mag politisch
korrekt sein, ist aber nicht im Inte-
resse der spanischen Verbraucher,
die ohnehin schon unter einer hohen
Inflation leiden. Wir sollten es auch
vermeiden, nationale Fronten gegen
den Einstieg von ausländischen Un-
ternehmen zu bilden. Letztlich
würde darunter unsere ganze Wirt-
schaft leiden.
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Es steckt viel Heuchelei in der
Debatte über Nebeneinkünfte

vonBundestagsabgeordneten.Ges-
tern hat das Bundesverfassungsge-
richt über die Klagen von neun
Mandatsträgern verhandelt, die
sich gegen die neue Pflicht wehren,
ihre Nebeneinkünfte offen zu le-
gen. Volkes Meinung dazu ist
schnell gebildet: Die Kerle verdie-
nen sich nebenher eine goldene
Nase, anstatt sich von früh bis spät
im Dienst am Bürger aufzuopfern.
Soweit kommt’s noch!
Kein Zweifel: Der missgünstig-

sensationslüsterne Drang, dem
Nächsten in sein Portemonnaie bli-
cken zu wollen, ist kein legitimes
Gesetzgebungsmotiv. Dennoch
lässt sich die Sache nicht als reine
Neiddebatte abtun. Transparenz
ist Bedingung für eine funktionie-
rende Demokratie, und das Volk
darf erfahren, von wem und wofür
seine Vertreter Geld annehmen.
Die geltenden Verhaltensregeln

zu denNebentätigkeiten tragen be-
reits vielen Einwänden Rechnung:

DieMandatsträgermüssen ihreNe-
beneinkünfte zwar melden, aber
veröffentlicht wird nur, was sie ne-
benher alles tun und in welche von
drei Einkommensgruppen sie da-
mit fallen. Ein Blick in das Bundes-
tagshandbuch genügt also nicht,
um die Neugier beispielsweise
nach den Anwaltseinkünften eines
Parlamentariers stillen zu können.
Im Kern geht es um etwas ande-

res: Ist es legitim, Politikern vorzu-
schreiben, ihrMandat habe imMit-
telpunkt ihrer Tätigkeit zu stehen?
Sicher, niemand will gekaufte Poli-
tiker. Aber solange transparent ist,
was Abgeordnete nebenher trei-
ben, kann man die Sorge darüber
den Parteien und vor allem den
Wählern überlassen. Wem im
Hochsauerlandkreis ein Friedrich
Merz so teuer ist, dass er sich von
diesem trotz dessen Zeit rauben-
der Anwaltstätigkeit im Bundestag
vertreten lassen will, warum nicht?
Lupenreine Partei- und Politikkar-
rieristen gibt es auch so genug.

steinbeis@handelsblatt.com

EMISSIONSHANDEL

Verteilungskampf

NEBENEINKÜNFTE

Notwendige Transparenz

Werprofitiert von längerenLa-
denöffnungszeiten? Vor al-

lem die Verbraucher, die als Ar-
beitnehmer nicht mehr zu klassi-
schen Bürozeiten beschäftigt sind
oder ganz einfach länger arbeiten
und bei ausgedehnten Geschäfts-
zeiten dieMöglichkeit haben, sich
auch während der Woche stress-
frei zu versorgen.
Spürbare volkswirtschaftliche

Effekte dagegen sind nach den bis-
herigen Liberalisierungen ausge-
blieben. Logisch, das für den Kon-
sum verfügbare Einkommen
nimmt nicht zu, wenn die Ge-
schäfte ihreTüren zu anderenZei-
ten oder insgesamt länger öffnen.
Dieser Nichteffekt hat auch

dazu geführt, dass das Thema
nicht nur bei denGewerkschaften,
sondern auch auf Seiten des Ein-
zelhandels stark umstritten ist.
Denn hier läuft ein Nullsummen-
spiel, hinter demsich aber sehr un-
terschiedliche Wirkungen je nach
Geschäftstyp verbergen. Von der
nun bevorstehenden Liberalisie-
rungsrunde über 20 Uhr hinaus

werden aller Voraussicht nach vor
allem die Einkaufscenter, vor-
nehmlich in den Innenstädten,
und die Kaufhäuser profitieren.
In den Centern kann die Lei-

tung die verlängerte Öffnung
schlichtweg anordnen. Für die po-
tenziellen Kunden bedeutet das:
Sie wissen, dass sie garantiert
nicht vor verschlossenen Türen
stehen werden. Also strömen sie
gleich dorthin. Nur logisch, dass
in der Bundesrepublik in den
nächsten Jahren rund 60 weitere
Einkaufscenter entstehen sollen.
Ähnlich dürfte es in den Kaufhäu-
sern laufen, die sichwieLadenpas-
sagen imKleinen verhalten.
Das Nachsehen haben voraus-

sichtlich kleinere Geschäfte am
Stadtrand, denen die Nachfrage
fehlen wird, die in das Zentrum
fließt. Die in den Großstädten aus
dem Boden schießenden Night-
shops zeigen allerdings, dass auch
das Angebot im „Kiez“ durchaus
Zukunft hat. Verbraucherfreund-
lichkeit ist das Stichwort.
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LADENSCHLUSS

Verbraucherfreundlich
G

erhard Schröder fand da-
für denBegriff der „Müh-
sal der Ebene“: wenn das
Misstrauen zurückkehrt
in die deutsch-französi-

schen Beziehungen, wenn Leerlauf
herrscht, wenn die Chemie zwischen
den Chefs in Berlin und Paris nicht
stimmt. In seiner ersten Amtszeit er-
lebte Schröder dies. Beim Berliner
EU-Gipfel im Jahr 2000 fühlte er sich
von Jacques Chirac über den Tisch
gezogen. Frankreichs Präsident hatte
die von Deutschland forcierten Kür-
zungen bei den überkommenen EU-
Agrarsubventionen erfolgreich ver-
hindert. Schröder kam mit Chirac
erst besser klar, als es gemeinsam ge-
gen den Irak-Krieg und gegen US-
Präsident Bush ging.
Auch Angela Merkel muss zu Be-

ginn ihrer Kanzlerschaft ein
deutsch-französisches Tal durch-
schreiten. Vor dem halbjährlichen
deutsch-französischen Gipfel am
heutigen Donnerstag in Paris belas-
ten die Vorgänge bei Airbus spürbar
die Atmosphäre. Wieder haben die
DeutschenAngst, von den Franzosen
übervorteilt zu werden, diesmal bei
der Sanierung von Airbus und dem
damit verbundenen Verlust von Ar-
beitsplätzen.
Die Krise des einstigen europäi-

schen Vorzeigeunternehmens zeugt
einmal mehr von der kulturellen
Kluft, welche die politischen und ge-
schäftlichen Welten dies- und jen-
seits des Rheins immer noch trennt.
Zum einen das grundlegend unter-
schiedliche Staatsverständnis: Fran-
zosen gehen ganz selbstverständlich

davon aus, dass der Staat am Kapital
eines politisch-strategisch bedeuten-
den Unternehmens wie des Luft-
fahrt- und Rüstungskonzerns EADS
beteiligt ist und als Aktionär bei un-
ternehmerischen Entscheidungen
ein gewichtigesWort mitredet.
DieDeutschen betrachten es dage-

gen als Tugend, dass sich der Staat
aus Kapital undManagement von In-
dustrieunternehmen heraushält. Im
französischen Zentralismus in Paris
ist es nach wie vor üblich, dass der
Staatspräsident einen Topmanager
politisch unter Druck setzt. Im deut-
schen Föderalismus kann sich die
Bundeskanzlerin das nicht erlauben.
DieserunterschiedlicheUmgang zwi-
schen Politik undWirtschaft mündet
in konkrete Erwartungen. „Madame
Merkel“, soheißt es inChiracsUmge-
bung, „muss sich politisch deutlicher
als bisher zum Unternehmen EADS
bekennen“.
Zum anderen das unterschiedli-

che Hierarchie-Verständnis dies-
und jenseits desRheins: Ein französi-
scher Président Directeur Général
(PDG) herrscht in seinemUnterneh-
menungleich autoritärer als ein deut-
scher Vorstandsvorsitzender. Des-
halb erscheint es den Franzosen auch
ganz normal, dass Ex-EADS-Co-Chef
Noël Forgeard das Prestigeprojekt
A380 von oben herab dekretierte –
ohne sich um Details und um andere
Meinungen imUnternehmen zu sche-
ren. Das wiederum empört die an ei-
nen kollegialen Managementstil ge-
wöhntenDeutschen, die ForgeardAr-
roganz und Fehlentscheidungen vor-
werfen. „Ein deutscherUnternehmer

kommtmorgens vor seinenMitarbei-
tern in den Betrieb und geht abends
als Letzter nach Hause“, doziert ein
hochrangiger deutscher Diplomat.
Daran könnten sich die Franzosen
ein Beispiel nehmen.
Umgekehrt vermissen Franzosen

bei deutschen Entscheidungsträgern
oft den nötigen Wagemut. Als Bei-
spiel dafür wird in Paris das frühere
Interesse von Siemens am Schnell-
zug- und Turbinenkonzern Alsthom
genannt, das damals in Paris auf Ab-
lehnung stieß. „Warum hat Siemens
sich darüber nicht einfach hinwegge-
setzt und ein Übernahmeangebot für
Alsthom vorgelegt?“ wundert sich
ein französischerManager.
So reden Deutsche und Franzosen

häufig aneinander vorbei. „Die Ge-
brauchsanweisung für die deutsch-
französische Partnerschaft wird nie
einfach zu lesen sein“, seufzt ein Be-
rater von Chirac. Und ein deutscher
Diplomat stöhnt: „Wir sind zwei Ei-
chen im europäischen Wald, aber
diese Eichen sind keine Zwillinge.
Wir müssen unsere Unterschiede
kennen und akzeptieren.“
Denn voneinander lassen können

Deutschland und Frankreich ja nicht.
Beide eint das fundamentale Inte-
resse, die heimische Industrie imGlo-
balisierungskampf zu verteidigen.
Nur gemeinsam können die beiden
größtenEU-Staatendie politische In-
tegration Europas vorantreiben. Und
bei den militärischen Kriseneinsät-
zen rund um den Globus sind Deut-
scheund Franzosenmehr denn je auf-
einander angewiesen.

berschens@handelsblatt.com

ZITATDESTAGES

FRANKREICH – DEUTSCHLAND

Zwei knorrige Eichen
RUTH BERSCHENS

D ie Spitzenbeamten der Eu-
ropäischen Kommission
umgibt seit langemeine ge-

heimnisvolle Aura. Selbstherrlich
und arrogant sollen sie sein, mäch-
tig und unbelehrbar. Einige wie
der inzwischen verstorbene Gene-
raldirektor François Lamoureux er-
warben sich einen legendären Ruf.
Als der Franzose im Herbst 2004
seinen neuen Kommissar Jacques
Barrot in Brüssel empfing, soll er
den ranghöheren Neuankömmling
unter vier Augen mit den Worten
begrüßt haben: „Denken Sie im-
mer daran, Sie sind hier nur der
Kommissar, ich bin der Generaldi-
rektor.“
Es kommt nicht darauf an, ob

dieser Satz tatsächlich so gefallen
ist. Zuzutrauen wäre die Bemer-
kungLamoureux allemal. Genauso
sind sie, die Brüsseler Mandarine.
Strotzend vor
Selbstbewusstsein,
ohne Respekt vor
den Thronen.
Der deutsche

Kommissionsvize-
präsident Günter
Verheugen hat sich
nun als Erster laut-
stark beklagt über
die Impertinenz der
Beamtenelite, die allzu oft ihr eige-
nesSüppchen kocheundder es völ-
lig egal sei, was das 25-köpfige
Kommissarskollegium beschließe.
Wer die Kritik Verheugens ver-

stehen will, muss ein bisschen in
die Geschichte der Kommission
eintauchen und den Aufbau dieser
weltweit einzigartigen Behörde
studieren. Kommissionbeamte ha-
ben sich immer als Speerspitze der
Bewegung verstanden, die unab-
hängig von den gerade amtieren-
den Kommissaren auf ein gemein-
samesZiel hinarbeitet: die europäi-
sche Integration. Ein ganz speziel-
ler Korpsgeist hat Generationen
von EU-Beamten geprägt. Und
JacquesDelors, der großeKommis-
sionspräsident der späten 80er-
und frühen 90er-Jahre, hat diese
Spezies nach Kräften gefördert.
Noch heute ist Delors das verehrte
Vorbild einer Kaste, die ganz und
gar in Europa aufgeht.
Die Crux ist, dass das immer

weiter zusammenwachsende
Europa des Jacques Delors nicht
mehr existiert. Die Zeiten haben
sich gewandelt. Die EU ist an ihre
Grenzen gestoßen und hat sich an
ihren Aufgaben übernommen. Die
Menschen sind europamüde ge-
worden, wollen nicht mehr mit so
viel bürokratischen Vorschriften
aus Brüssel traktiert werden.
Dieser Paradigmenwechsel hat

in den Dienststellen der Kommis-
sionbeträchtliche Irritationen aus-
gelöst. Wer sein bisheriges Berufs-
leben lang eifrig Verordnungen
und Richtlinien geschrieben hat,
die demZweckdienten, so viele Le-
bensbereiche wie möglich zu har-
monisieren, hat plötzlich den Auf-
trag, den Bestand der europäi-

schen Rahmengesetzgebung nach
vermeintlichem oder tatsächlich
überflüssigemBallast zudurchfors-
ten. Vielen Abteilungen fehlt der
Input früherer Jahre. Langeweile
und Frust machen sich breit.
Erstmals in der Geschichte der

europäischen Gemeinschaft geht
es nicht mehr vorwärts. Die EU-
Gesetzgebungsaktivitäten stagnie-
ren, sollen nach dem Willen Ver-
heugens sogar schrumpfen. Kein
Zweifel: Der politische Umbruch
in der EU reißt in deren Exekutiv-
organ tiefe Wunden auf. Da ist es
keinWunder, dass zwischenpoliti-
scher Führung und Verwaltung
vermehrt Streitfälle zu schlichten
sind. In letzter Zeit häufen sich
haarsträubende Eigenmächtigkei-
ten subalternerMitarbeiter.
Sanktionen freilich sind, anders

als in nationalen Regierungen, in
der Kommission
nur sehr schwer
durchzusetzen. Ein
Kommissar allein
kann gegen reni-
tente Beamte gar
nichts ausrichten.
Einen vertikalen
Durchgriff gibt es
ebenso wenig wie
die Ressortverant-

wortung deutscher Bundesminis-
ter. Es gilt, auch dies hat mit dem
Einigungsgedanken zu tun, stets
das Kollegialprinzip. Nur gemein-
sam und einstimmig kann das Gre-
mium der Kommissare Ungehor-
sam der Beamtenschaft ahnden.
Entsprechend selten sind diszipli-
narrechtlicheMaßnahmen.
Genervt vom täglichen Klein-

kriegmit derNomenklatura istVer-
heugen jetzt in dieOffensive gegan-
gen. Einen guten Dienst hat er sich
damit nicht erwiesen. Auch wenn
der Deutsche vereinzelten Zu-
spruch bekommt, so schütteln
dochviele denKopf über so viel po-
litische Dummheit. Der Umgang
mit den Laufbahnbeamten mag ja
schwierig sein. Doch am Ende
sollte einEU-Profi vomGewicht ei-
nes Günter Verheugen wohl in der
Lage sein, derartige Konflikte in-
tern zu regeln. Dies tun andere
Kommissare schließlich auch.
Der SPD-Politiker hingegen hat

es vorgezogen, öffentlich über die
EU-Beamtenschaft denStab zubre-
chen. Seine Schelte vermittelt
nach außen den Eindruck eines
frustrierten, offensichtlich überfor-
derten Industriekommissars, der
seine Verwaltung nicht im Griff
hat. Einst ließ sich Verheugen als
Super-Kommissar feiern, der den
Brüsseler Bürokraten den Marsch
bläst. Jetzt entpuppt er sich als Si-
syphus. Von der mit großem
Aplomb angekündigten Initiative
zum Bürokratieabbau ist bislang
noch nicht viel zu sehen. Verheu-
gens Lieblingsthema sieht mehr
und mehr aus wie ein Rohrkrepie-
rer. Aber schuld sind natürlich die
Beamten.

scheerer@handelsblatt.com

FRANCISCO
MARCOS

lehrt an der
Instituto
de Empresa
Business School.

THOMASSCHIEFFER,
US-Botschafter in Japan, zu Spekulationen über
einen nordkoreanischen Atomwaffenversuch.

EU-KOMMISSION

Frust in Brüssel
MICHAEL SCHEERER

DER ÖKONOMISCHE GASTKOMMENTAR

Die Lehren aus dem Fall Endesa
Spaniens neues Übernahmegesetz darf keine Barrieren gegen den Einstieg ausländischer Unternehmen aufstellen
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„Die Nordkoreaner haben gesagt,
dass sie einen atomaren Sprengsatz
gezündet haben. Und ich denke,
die Politik muss davon ausgehen,

dass sie das getan haben.“

Mit der Kritik an

denBeamten

erweist sich

Verheugen einen

Bärendienst.
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SVENAFHÜPPE | BERLIN

Die sich abzeichnende Einigung bei
der Reform der Unternehmensteu-
ern hat unterschiedliche Reaktionen
hervorgerufen. Grundsätzlich begrü-
ßen sämtliche Wirtschaftsverbände,
dass eine Einigung in greifbare Nähe
gerückt ist und die Arbeitsgruppe
von einer Verbreiterung der Bemes-
sungsgrundlage bei der Körper-
schaftsteuer absehen will. „Insge-
samt bewegt sich die Reform derUn-
ternehmensbesteuerung in die rich-
tige Richtung“, sagte Anton Börner,
Präsident des Bundesverbands
Groß- und Außenhandel (BGA) dem
Handelsblatt.
Kritik äußerten die Wirtschafts-

vertreter vor allem an der geplanten
Erweiterung der Gewerbesteuer.
KlausBräunig,MitgliedderHauptge-
schäftsführung beim Bundesverband
der deutschen Industrie (BDI), hält
diePläne für verfehlt: „Es ist gut, dass
die Koalition erkannt hat, ertragsun-
abhängige Bestandteile bei der Kör-
perschaftsteuer vom Tisch zu neh-
men. Das hätte verheerendeWirkun-
gen bis hinein in den Mittelstand ge-
habt. Die Ausweitung der ertragsun-
abhängigen Elemente nun in die Ge-
werbesteuer zu verlagern, macht die
Idee nicht besser“, sagte Bräunig
dem Handelsblatt. „Der große Wurf
lässt weiter auf sich warten, wenn an
der Gewerbesteuer nicht nur festge-

halten, sondern die Bemessungs-
grundlage dieser international unüb-
lichen Steuer auch noch ausgeweitet
wird“, kritisierte auch BGA-Präsi-
dent Börner die Regierungspläne.
Kritik kam auch von der Opposition.
Nach Informationen des Handels-

blatts stehen die Mitglieder der Ar-
beitsgruppe Unternehmensteuerre-
form, die von Bundesfinanzminister
Peer Steinbrück (SPD) und Hessens
Ministerpräsident Roland Koch
(CDU) geleitet wird, kurz vor einer
Einigung. So spricht sich mittler-
weile eine Mehrheit der Arbeits-
gruppe gegen eine Erweiterung der
Bemessungsgrundlage in derKörper-
schaftsteuer aus. Damit sollten die
Steuerausfälle der geplante Senkung
der Körperschaftsteuer von heute 39
auf gut 29 Prozent teilweise gegenfi-
nanziert werden. Steinbrück und
Koch hatten dafür zwei verschiedene
Modelle vorgeschlagen, die die Be-
rücksichtigung von Zinskosten und
FinanzierungsanteilenvonLeasingra-
ten, Pachten und Mieten bei der Ge-
winnermittlung vorsehen. Berech-
nungen des Bundesfinanzministeri-
umsundderLänder hatten jedoch er-
hebliche Schwierigkeiten bei beiden
Modellen nachgewiesen.
Stattdessen beabsichtigt die Ar-

beitsgruppe Steuerreform nun, die
gesetzlichenVorschriften zurGesell-
schafter-Fremdfinanzierung schär-
fer zu formulieren und die Gewerbe-

steuer um gewinnunabhängige Ele-
mente zu erweitern. Zudem sollen
die Steuereinnahmen der Kommu-
nen durch die Einführung einer drit-
ten Grundsteuer auf bebaute Grund-
stücke stabilisiert werden.
Der Industrieverband lehnt den

diskutierten Kompromiss ab, weil er
eine umfassende Reform der Gewer-
besteuer deutlich erschwert. „Dieser
Weg zementiert die Gewerbesteuer
statt sie zurVerstetigung der Einnah-
men derKommunen zu ersetzen. Da-
rüber hinaus sollen die Unterneh-
men schon durch eine dritte Grund-
steuer zur Kasse gebeten werden“,
sagte Bräunig dem Handelsblatt.
BGA-Präsident Börner hofft, dass
sich die Union rechtzeitig an ihr Ver-
sprechen erinnert, die Gewerbe-
steuer abzulösen und in die Einkom-
men- undKörperschaftsteuer zu inte-
grieren.
Auf erheblichenWiderstand stößt

der Schwenk in der Arbeitsgruppe
Steuern auch in der Opposition. „Die
Pläne von Union und SPD für eine
Unternehmenssteuerreform sind
auch nach langer Diskussion enttäu-
schend. Der einzige Lichtblick, die
Absenkung der Steuerbelastung,
wird durch andere Maßnahmen ge-
trübt“, sagte FDP-Steuerexperte
Carl-Ludwig Thiele. Mit der geplan-
ten Ausweitung der Gewerbesteuer
zementiere die große Koalition ei-
nen „internationalen Wettbewerbs-
nachteil deutscher Unternehmen“.
Das Bundesfinanzministerium

zeigte sich zuversichtlich, dass eine
Einigung bei der Unternehmensteu-
erreform bald erzielt werde. Zu ei-
nem möglichen Kompromiss wollte
sich der Sprecher Steinbrücks nicht
äußern. EinenAbschluss derGesprä-
che soll es spätestens in der letzten
Sitzungswoche im Oktober geben.
Am kommenden Montag findet das
nächste Treffen der koalitionsinter-
nenArbeitsgruppe statt. Laut Finanz-
ministerium soll das Kabinett dann
im November die neuen Eckpunkte
abschließend beraten.
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DieBundesregierung regelt dieZutei-
lung von Emissionszertifikaten an
die Industrie neu.Währenddie Zerti-
fikate bislang kostenlos ausgegeben
wurden, ebnet das Kabinett nun den
Weg für eine Versteigerung. Das geht
aus demneuenZuteilungsgesetz her-
vor, das dem Handelsblatt im Ent-
wurf vorliegt. Der Wechsel zu einer
Versteigerung der Papiere, die zum
Ausstoß einer bestimmten Menge
von Kohlendioxid berechtigen,
könnte vor allem für die Energiebran-
che große Konsequenzen haben.
Das neue Zuteilungsgesetz defi-

niert dieRechtsgrundlagendes Emis-
sionshandels für die Zeit von 2008
bis 2012. Es dient der Umsetzung des
zweiten Nationalen Allokations-
plans (NAP II), den die Regierung
Mitte des Jahres der EU-Kommission
vorgelegt hat. In Paragraf 14 legt das
Gesetz fest, dass die Regelungen für
die Zeit von 2008 bis 2012 „einem zu-
künftigenWechsel derZuteilungsme-
thode nicht“ entgegenstehen.Mit an-
deren Worten: Nach 2012 sollen die
Zertifikate komplett versteigert wer-
den können, ohne dass die Empfän-
ger daraus einen Schadensersatzan-
spruch geltend machen können. In
der Begründung zum Gesetzentwurf
heißt es, die Ankündigung eines Sys-
temwechsels für die Zeit nach 2012
solle „einen sachgerechten Aus-
gleich schaffen zwischen der nötigen
Flexibilität in derZukunft unddenEr-
wartungen der Betreiber imHinblick
auf die Planungssicherheit“.
Der Handel mit Emissionszertifi-

katen dient der Umsetzung der
Kyoto-Ziele zum Klimaschutz. Den
Anlagenbetreibern wurden zu Be-
ginn des Handels im vergangenen
Jahr kostenlos Zertifikate zugeteilt,
die zur Emission einer bestimmten
Menge Kohlendioxid berechtigen.
Unterschreiten die Betreiber die ih-
nen zugestandenen Werte, weil sie
etwa ihreAnlagen optimieren, behal-
ten sie Zertifikate übrig, die sie ver-
kaufen können. Im umgekehrten
Falle müssen sie Zertifikate zukau-
fen. Klimaschädliche Emissionen er-
halten damit einenMarktpreis.

Die Energieversorger pochen da-
rauf, die Zertifikate auchüber 2012hi-
naus kostenlos zu erhalten. Sie argu-
mentieren, dieAusstattungmit Zerti-
fikaten sei einwesentlicherGesichts-
punkt bei anstehenden Investitio-
nen. Kraftwerksneubauten nach 2012
ließen sich derzeit nicht vernünftig
kalkulieren, weil man nicht wisse, ob
noch mit der kostenlosen Zuteilung
zu rechnen sei. Zudemführe eineVer-
steigerung der Zertifikate zu steigen-
den Strompreisen.
Die Energiewirtschaft zählt zu den

Nutznießern des Emissionshandels.
Die Firmen der Branche stellen ihren
Kunden die Zertifikate, die sie kosten-
los bekommen haben, zum Markt-
preis in Rechnung. Diese Einpreisung
bescherte denVersorgern nach Schät-
zungen von Großabnehmern allein
2005 Zusatzgewinne von mehreren
Milliarden Euro. Die Energiekon-
zerne wehren sich mit dem Hinweis,
sie seien zu knapp mit Zertifikaten
ausgestattet worden und hätten Emis-
sionsberechtigungen zukaufen müs-
sen. Derzeit prüft das Bundeskartell-
amt, ob die Einpreisung der Zertifi-
kate durch die Konzerne rechtens ist.
Fachleute befürworten seit lan-

gem eine Versteigerung der Zertifi-
kate. „Das würde mehr Transparenz
in den Markt bringen“, sagt Claudia
Kemfert, Energieexpertin beimDeut-
schen Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW). „Auktionen führen
nicht zu erhöhten Produkt- und
Strompreisen, sondern sorgen für
eine gerechtere Aufteilung der Kos-
ten zwischenUnternehmen undVer-

brauchern. Die Auktionserlöse kön-
nen für die Steuerreduktionenund In-
vestitionen in innovative Energie-
technologien verwendet werden“,
sagt die DIW-Expertin. Ähnlich be-
wertet Jürgen Hacker vom Bundes-
verbandEmissionshandel undKlima-
schutz (BVEK) die Auktionie-
rung: „Der Marktpreis wäre nicht
mehr leicht manipulierbar, tenden-
ziell würden die Preise sinken. Der
wesentliche Unterschied wäre, dass
die Stromkonzerne nicht mehr über-
höhteMarktpreise alsOpportunitäts-
kosten einpreisen könnten“, sagt Ha-
cker.
Die EU erlaubt bereits in der 2008

beginnenden Handelsperiode, bis zu
zehn Prozent der Zertifikate zu ver-
steigern. Ob von dieser Möglichkeit
Gebrauch gemacht werden soll, ist
aber innerhalb der Bundesregierung
noch umstritten. Finanzminister
Peer Steinbrück (SPD) zählt zu den
Befürwortern der Auktionierung,
Umweltminister Sigmar Gabriel
(SPD) und Wirtschaftsminister Mi-
chael Glos (CSU) lehnen sie ab. Ob
zehn Prozent der Zertifikate auktio-
niert werden, entscheidet sich im
weiteren Gesetzgebungsverfahren.
Der Zuteilungsgesetzentwurf des
Umweltministeriums befindet sich
in der Ressortabstimmung.
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NÜRNBERG/BERLIN Trotz einer ge-
stiegenen Zahl von Ausbildungsver-
trägen ist die Lage am Lehrstellen-
markt in diesem Jahr so schlecht wie
seit der Wiedervereinigung nicht
mehr. Wie die Bundesagentur für Ar-
beit (BA) in Nürnberg mitteilte, wa-
ren zum 30. September noch 49 500
Bewerber ohne Ausbildungsvertrag –
ein Plus von mehr als 25 Prozent im
Vergleich zum Vorjahr. Die so ge-
nannte Lehrstellenlücke zwischenBe-
werbern und offenen Ausbildungs-
platzangeboten liegt mit 34 100 um
22 Prozent über dem Vorjahreswert
und erreichte damit den höchsten seit
1990 gemessenenWert.
Als Grund für die Verschlechte-

rung nannte BA-Vizechef Heinrich Alt
einen deutlichen Anstieg der Bewer-
berzahlen. Insgesamt hätten sich bei
derBerufsberatungderArbeitsagentu-
ren 763 100 Jugendliche auf der Suche
nach einer Lehrstelle gemeldet, 22 100
mehr als im Vorjahr. Zum 30. Septem-
ber seien 447 100Ausbildungsverträge
abgeschlossen worden, über drei Pro-
zent mehr als 2005. Zugleich hätten
sich zehntausendeBewerber fürAlter-
nativen zu einer Lehrstelle entschie-
den, etwa für den Wehr- oder Zivil-
dienst oder für ein Studium.
DieDaten signalisierten „keineEnt-

spannung auf dem Ausbildungs-
markt“, so Alt. Dennoch sei er zuver-
sichtlich, dass den nochnicht versorg-
ten Jugendlichen bis Jahresende ein
Angebot gemachtwerden könne.Ähn-
lich äußerte sich Wirtschaftsminister
Michael Glos (CSU). Die Wirtschaft
habemit über 58 000neubereitgestell-
ten Lehrstellen ihre Zusage aus dem
Ausbildungspakt übertroffen, lobte
Glos. 33 000 Betriebe konnten gewon-
nenwerden, erstmals auszubilden. ap

Sinkende Preise und Emissionen
Preis für ein EU-Emissionszertifikat* Entwicklung der Kohlendioxid-Emissionen nach Sektoren

Handelsblatt | *berechtigt zum Ausstoß von einer Tonne CO2; **vorläufig; Quellen: European Energy Exchange, BMU

in Mill. Tonnen CO2 pro Jahr30,0

27,0

24,0

21,0

18,0

15,0

12,0

9,0

1000

800

600

400

200

0
Okt. 2005 Jan. 2006 Sept. 2006 1990 95 00 01 02 03** 04**

Energie-
wirtschaft

Industrie

Gewerbe,
Handel,
Dienst-
leistungen

Verkehr

Haushalte

Ziel 2008-12

Ziel 2008-12

in Euro
Gesamt 2004: 885,9

334,0

(2004: 341,0)

517,5

(2004: 544,9)

Wirtschaft und Opposition kritisieren
eine Ausweitung der Gewerbesteuer
Möglicher Kompromiss bei der Unternehmensteuerreform löst geteiltes Echo aus

Überraschung
In den erstenMonaten
nach Beginn des Han-
delsmit Emissionszer-
tifikaten kannten die
Preise nur eine Rich-
tung: Sie bewegten
sich nach oben. In der
Spitze kostete das
Recht, eine Tonne Koh-
lendioxid zu emittie-
ren, 30 Euro. Damit

hatte niemand gerech-
net.

Überwälzung
Da die Energieversor-
ger die Preise für die
Zertifikate komplett an
ihre Kunden durchrei-
chen, lässt der Zertifi-
katehandel die Strom-
preise steigen. Ein ge-
wollter Effekt, sagen

die Stromkonzerne.
Eine gnadenlose Aus-
nutzung derMarkt-
macht, sagen die Kun-
den der Energieversor-
ger. Das Einpreisen
der Zertifikate istmitt-
lerweile ein Fall für das
Bundeskartellamt. Die
Behörde will bis zum
Ende des Jahres ent-
scheiden.

Aufkommen
Die Gewerbesteuer ist
eine Gemeindesteuer
und die wichtigste Ein-
nahmequelle der Kom-
munen zur Finanzie-
rung ihrer Infrastruk-
turausgaben. Im ers-
ten Halbjahr 2006 lag
das Aufkommen aus
der Gewerbesteuer
bei fast 20Mrd. Euro.

Bund und Länder wer-
den durch eine Um-
lage an den Einnah-
men beteiligt.

Konflikt
Während die Sozialde-
mokraten an der Ge-
werbesteuer festhal-
ten wollen, plant die
Union auf Dauer diese
kommunale Steuer ab-

zulösen. Erklärtes Ziel
der Union ist es, die
Gewerbesteuer in die
Systeme von Einkom-
men- und Körper-
schaftsteuer zu inte-
grieren. Die Gemein-
den sollen dann indivi-
duelle Hebesätze zur
Finanzierung ihrer öf-
fentlichen Ausgaben
erheben können.

Fast 50 000
Jugendliche
ohne Lehrstelle

UNGEAHNTE EFFEKTE

STREITFALL GEWERBESTEUER

Emissionshandel
könnte teurer werden
Gesetz macht Weg für komplette Versteigerung von Zertifikaten ab 2012 frei

Braunkohlekraftwerk Jänschwalde in der Lausitz: Die Energiewirtschaft trägt den größten Teil zumCO2-Ausstoß bei.

Viele gehen leer aus
Rechnerische Lehrstellenlücke*
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dass eine Einigung in greifbare Nähe
gerückt ist und die Arbeitsgruppe
von einer Verbreiterung der Bemes-
sungsgrundlage bei der Körper-
schaftsteuer absehen will. „Insge-
samt bewegt sich die Reform derUn-
ternehmensbesteuerung in die rich-
tige Richtung“, sagte Anton Börner,
Präsident des Bundesverbands
Groß- und Außenhandel (BGA) dem
Handelsblatt.
Kritik äußerten die Wirtschafts-

vertreter vor allem an der geplanten
Erweiterung der Gewerbesteuer.
KlausBräunig,MitgliedderHauptge-
schäftsführung beim Bundesverband
der deutschen Industrie (BDI), hält
diePläne für verfehlt: „Es ist gut, dass
die Koalition erkannt hat, ertragsun-
abhängige Bestandteile bei der Kör-
perschaftsteuer vom Tisch zu neh-
men. Das hätte verheerendeWirkun-
gen bis hinein in den Mittelstand ge-
habt. Die Ausweitung der ertragsun-
abhängigen Elemente nun in die Ge-
werbesteuer zu verlagern, macht die
Idee nicht besser“, sagte Bräunig
dem Handelsblatt. „Der große Wurf
lässt weiter auf sich warten, wenn an
der Gewerbesteuer nicht nur festge-

halten, sondern die Bemessungs-
grundlage dieser international unüb-
lichen Steuer auch noch ausgeweitet
wird“, kritisierte auch BGA-Präsi-
dent Börner die Regierungspläne.
Kritik kam auch von der Opposition.
Nach Informationen des Handels-

blatts stehen die Mitglieder der Ar-
beitsgruppe Unternehmensteuerre-
form, die von Bundesfinanzminister
Peer Steinbrück (SPD) und Hessens
Ministerpräsident Roland Koch
(CDU) geleitet wird, kurz vor einer
Einigung. So spricht sich mittler-
weile eine Mehrheit der Arbeits-
gruppe gegen eine Erweiterung der
Bemessungsgrundlage in derKörper-
schaftsteuer aus. Damit sollten die
Steuerausfälle der geplante Senkung
der Körperschaftsteuer von heute 39
auf gut 29 Prozent teilweise gegenfi-
nanziert werden. Steinbrück und
Koch hatten dafür zwei verschiedene
Modelle vorgeschlagen, die die Be-
rücksichtigung von Zinskosten und
FinanzierungsanteilenvonLeasingra-
ten, Pachten und Mieten bei der Ge-
winnermittlung vorsehen. Berech-
nungen des Bundesfinanzministeri-
umsundderLänder hatten jedoch er-
hebliche Schwierigkeiten bei beiden
Modellen nachgewiesen.
Stattdessen beabsichtigt die Ar-

beitsgruppe Steuerreform nun, die
gesetzlichenVorschriften zurGesell-
schafter-Fremdfinanzierung schär-
fer zu formulieren und die Gewerbe-

steuer um gewinnunabhängige Ele-
mente zu erweitern. Zudem sollen
die Steuereinnahmen der Kommu-
nen durch die Einführung einer drit-
ten Grundsteuer auf bebaute Grund-
stücke stabilisiert werden.
Der Industrieverband lehnt den

diskutierten Kompromiss ab, weil er
eine umfassende Reform der Gewer-
besteuer deutlich erschwert. „Dieser
Weg zementiert die Gewerbesteuer
statt sie zurVerstetigung der Einnah-
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rüber hinaus sollen die Unterneh-
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men- undKörperschaftsteuer zu inte-
grieren.
Auf erheblichenWiderstand stößt

der Schwenk in der Arbeitsgruppe
Steuern auch in der Opposition. „Die
Pläne von Union und SPD für eine
Unternehmenssteuerreform sind
auch nach langer Diskussion enttäu-
schend. Der einzige Lichtblick, die
Absenkung der Steuerbelastung,
wird durch andere Maßnahmen ge-
trübt“, sagte FDP-Steuerexperte
Carl-Ludwig Thiele. Mit der geplan-
ten Ausweitung der Gewerbesteuer
zementiere die große Koalition ei-
nen „internationalen Wettbewerbs-
nachteil deutscher Unternehmen“.
Das Bundesfinanzministerium

zeigte sich zuversichtlich, dass eine
Einigung bei der Unternehmensteu-
erreform bald erzielt werde. Zu ei-
nem möglichen Kompromiss wollte
sich der Sprecher Steinbrücks nicht
äußern. EinenAbschluss derGesprä-
che soll es spätestens in der letzten
Sitzungswoche im Oktober geben.
Am kommenden Montag findet das
nächste Treffen der koalitionsinter-
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ministerium soll das Kabinett dann
im November die neuen Eckpunkte
abschließend beraten.
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wurf vorliegt. Der Wechsel zu einer
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Ausstoß einer bestimmten Menge
von Kohlendioxid berechtigen,
könnte vor allem für die Energiebran-
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bis 2012. Es dient der Umsetzung des
zweiten Nationalen Allokations-
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Mitte des Jahres der EU-Kommission
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Gesetz fest, dass die Regelungen für
die Zeit von 2008 bis 2012 „einem zu-
künftigenWechsel derZuteilungsme-
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Nutznießern des Emissionshandels.
Die Firmen der Branche stellen ihren
Kunden die Zertifikate, die sie kosten-
los bekommen haben, zum Markt-
preis in Rechnung. Diese Einpreisung
bescherte denVersorgern nach Schät-
zungen von Großabnehmern allein
2005 Zusatzgewinne von mehreren
Milliarden Euro. Die Energiekon-
zerne wehren sich mit dem Hinweis,
sie seien zu knapp mit Zertifikaten
ausgestattet worden und hätten Emis-
sionsberechtigungen zukaufen müs-
sen. Derzeit prüft das Bundeskartell-
amt, ob die Einpreisung der Zertifi-
kate durch die Konzerne rechtens ist.
Fachleute befürworten seit lan-

gem eine Versteigerung der Zertifi-
kate. „Das würde mehr Transparenz
in den Markt bringen“, sagt Claudia
Kemfert, Energieexpertin beimDeut-
schen Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW). „Auktionen führen
nicht zu erhöhten Produkt- und
Strompreisen, sondern sorgen für
eine gerechtere Aufteilung der Kos-
ten zwischenUnternehmen undVer-

brauchern. Die Auktionserlöse kön-
nen für die Steuerreduktionenund In-
vestitionen in innovative Energie-
technologien verwendet werden“,
sagt die DIW-Expertin. Ähnlich be-
wertet Jürgen Hacker vom Bundes-
verbandEmissionshandel undKlima-
schutz (BVEK) die Auktionie-
rung: „Der Marktpreis wäre nicht
mehr leicht manipulierbar, tenden-
ziell würden die Preise sinken. Der
wesentliche Unterschied wäre, dass
die Stromkonzerne nicht mehr über-
höhteMarktpreise alsOpportunitäts-
kosten einpreisen könnten“, sagt Ha-
cker.
Die EU erlaubt bereits in der 2008

beginnenden Handelsperiode, bis zu
zehn Prozent der Zertifikate zu ver-
steigern. Ob von dieser Möglichkeit
Gebrauch gemacht werden soll, ist
aber innerhalb der Bundesregierung
noch umstritten. Finanzminister
Peer Steinbrück (SPD) zählt zu den
Befürwortern der Auktionierung,
Umweltminister Sigmar Gabriel
(SPD) und Wirtschaftsminister Mi-
chael Glos (CSU) lehnen sie ab. Ob
zehn Prozent der Zertifikate auktio-
niert werden, entscheidet sich im
weiteren Gesetzgebungsverfahren.
Der Zuteilungsgesetzentwurf des
Umweltministeriums befindet sich
in der Ressortabstimmung.
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NÜRNBERG/BERLIN Trotz einer ge-
stiegenen Zahl von Ausbildungsver-
trägen ist die Lage am Lehrstellen-
markt in diesem Jahr so schlecht wie
seit der Wiedervereinigung nicht
mehr. Wie die Bundesagentur für Ar-
beit (BA) in Nürnberg mitteilte, wa-
ren zum 30. September noch 49 500
Bewerber ohne Ausbildungsvertrag –
ein Plus von mehr als 25 Prozent im
Vergleich zum Vorjahr. Die so ge-
nannte Lehrstellenlücke zwischenBe-
werbern und offenen Ausbildungs-
platzangeboten liegt mit 34 100 um
22 Prozent über dem Vorjahreswert
und erreichte damit den höchsten seit
1990 gemessenenWert.
Als Grund für die Verschlechte-

rung nannte BA-Vizechef Heinrich Alt
einen deutlichen Anstieg der Bewer-
berzahlen. Insgesamt hätten sich bei
derBerufsberatungderArbeitsagentu-
ren 763 100 Jugendliche auf der Suche
nach einer Lehrstelle gemeldet, 22 100
mehr als im Vorjahr. Zum 30. Septem-
ber seien 447 100Ausbildungsverträge
abgeschlossen worden, über drei Pro-
zent mehr als 2005. Zugleich hätten
sich zehntausendeBewerber fürAlter-
nativen zu einer Lehrstelle entschie-
den, etwa für den Wehr- oder Zivil-
dienst oder für ein Studium.
DieDaten signalisierten „keineEnt-

spannung auf dem Ausbildungs-
markt“, so Alt. Dennoch sei er zuver-
sichtlich, dass den nochnicht versorg-
ten Jugendlichen bis Jahresende ein
Angebot gemachtwerden könne.Ähn-
lich äußerte sich Wirtschaftsminister
Michael Glos (CSU). Die Wirtschaft
habemit über 58 000neubereitgestell-
ten Lehrstellen ihre Zusage aus dem
Ausbildungspakt übertroffen, lobte
Glos. 33 000 Betriebe konnten gewon-
nenwerden, erstmals auszubilden. ap

Sinkende Preise und Emissionen
Preis für ein EU-Emissionszertifikat* Entwicklung der Kohlendioxid-Emissionen nach Sektoren

Handelsblatt | *berechtigt zum Ausstoß von einer Tonne CO2; **vorläufig; Quellen: European Energy Exchange, BMU
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Wirtschaft und Opposition kritisieren
eine Ausweitung der Gewerbesteuer
Möglicher Kompromiss bei der Unternehmensteuerreform löst geteiltes Echo aus

Überraschung
In den erstenMonaten
nach Beginn des Han-
delsmit Emissionszer-
tifikaten kannten die
Preise nur eine Rich-
tung: Sie bewegten
sich nach oben. In der
Spitze kostete das
Recht, eine Tonne Koh-
lendioxid zu emittie-
ren, 30 Euro. Damit

hatte niemand gerech-
net.

Überwälzung
Da die Energieversor-
ger die Preise für die
Zertifikate komplett an
ihre Kunden durchrei-
chen, lässt der Zertifi-
katehandel die Strom-
preise steigen. Ein ge-
wollter Effekt, sagen

die Stromkonzerne.
Eine gnadenlose Aus-
nutzung derMarkt-
macht, sagen die Kun-
den der Energieversor-
ger. Das Einpreisen
der Zertifikate istmitt-
lerweile ein Fall für das
Bundeskartellamt. Die
Behörde will bis zum
Ende des Jahres ent-
scheiden.

Aufkommen
Die Gewerbesteuer ist
eine Gemeindesteuer
und die wichtigste Ein-
nahmequelle der Kom-
munen zur Finanzie-
rung ihrer Infrastruk-
turausgaben. Im ers-
ten Halbjahr 2006 lag
das Aufkommen aus
der Gewerbesteuer
bei fast 20Mrd. Euro.

Bund und Länder wer-
den durch eine Um-
lage an den Einnah-
men beteiligt.

Konflikt
Während die Sozialde-
mokraten an der Ge-
werbesteuer festhal-
ten wollen, plant die
Union auf Dauer diese
kommunale Steuer ab-

zulösen. Erklärtes Ziel
der Union ist es, die
Gewerbesteuer in die
Systeme von Einkom-
men- und Körper-
schaftsteuer zu inte-
grieren. Die Gemein-
den sollen dann indivi-
duelle Hebesätze zur
Finanzierung ihrer öf-
fentlichen Ausgaben
erheben können.

Fast 50 000
Jugendliche
ohne Lehrstelle

UNGEAHNTE EFFEKTE

STREITFALL GEWERBESTEUER

Emissionshandel
könnte teurer werden
Gesetz macht Weg für komplette Versteigerung von Zertifikaten ab 2012 frei

Braunkohlekraftwerk Jänschwalde in der Lausitz: Die Energiewirtschaft trägt den größten Teil zumCO2-Ausstoß bei.

Viele gehen leer aus
Rechnerische Lehrstellenlücke*

Handelsblatt | Quelle: Bundesagentur für Arbeit

35000

30000

25000

20000

15000

10000

5000

0

-5000

-10000
1996 98 00 02 04 06

*Differenz aus unbesetzten
Ausbildungsstellen und noch
nicht vermittelten Bewerbern.
Saldo vom September der
jeweiligen Jahre.

Lehrstellen-
mangel

Lehrstellen-
überschuss

34 100

Fo
to
:W

ei
sf
lo
g

Textweiterleiten:Mail an
forward@handelsblatt. com
Betreff:Energiewirtschaft
(Leerzeichen)3 (Leerzeichen)
Mailadresse desEmpfängers

‡ ein Meisterwerk: Hohe zinsen
und trotzdem hohe Sicherheit ‡
Commerzbank Topzins-Anlage mit einem Jahr Laufzeit.

‡ Ideen nach vorn ‡

/ / / / / / www.commerzbank.de/topzins / / / / / / / 0180 2 10 20 20 (6 Cent/Anruf) / / / / / / / / / / / / / / / / / / / /

Hohe Zinsen und trotzdem kein Risiko? Die Commerzbank macht es möglich: Wenn Sie mindestens 1.000 Euro

für zwölf Monate anlegen, zahlen wir Ihnen 4% Zinsen p.a.* – deutlich mehr als der übliche Marktzins. Alles über

diese und weitere Ideen für Ihr Geld erfahren Sie in Ihrer Commerzbank-Filiale, im Internet oder telefonisch.

*Die Topzins-Anlage ist eine Inhaberschuldverschreibung der Commerzbank AG. Das Produktangebot gilt nur für Guthaben, die noch nicht auf Konten oder Depots der Commerzbank, der
Commerzbank Vermögensverwaltung sowie unserer Tochtergesellschaften CGI und ebase unterhalten werden. Der Anlagebetrag pro Kunde beträgt mind. 1.000 Euro, max. 20.000 Euro.
Überschreitet die Nachfrage das begrenzte Emissionsvolumen, kann es zu einer vorzeitigen Schließung kommen.
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D ie kostenlose Zuteilung von
Emissionsrechten beschert

enormeProbleme.DasBundesum-
weltministerium muss einen Plan
erarbeiten, der im Detail regelt,
welche Anlage wie viele Zertifi-
kate erhält.
Da imHintergrunddieLobbyis-

ten aller Couleur aktiv sind, gibt
es eine Vielzahl von Sonderre-
geln, von Ausnahmen und Zusät-
zen. Bestimmte Brennstoffarten,
bestimmte Kraftwerkstypen und
damit auch ganzbestimmteUnter-
nehmen kommen besser weg als
andere. Eine gerechte Verteilung
sieht anders aus. Das komplizierte
und insgesamt fragwürdige Ver-
fahren könnteman sich leicht spa-
ren, wenn man die Zertifikate
schlicht versteigern würde.
Bereits inder erstenHandelspe-

riode, die im kommenden Jahr en-
det, hätte man erste Erfahrungen
mit der Versteigerung sammeln
können. Die EU erlaubt schon
jetzt, fünf Prozent der Rechte zu
auktionieren. In der 2008 begin-

nendenHandelsperiode sind es so-
gar zehn Prozent.
Bislang sieht es so aus, als hät-

ten dieVersteigerungsskeptiker in
der Bundesregierung die Mei-
nungsführerschaft inne. Viel-
leicht ändert sich im Verlauf des
Gesetzgebungsverfahrens für das
Zuteilungsgesetz noch etwas da-
ran. Dass die kostenlose Vertei-
lung keineDauerlösung sein kann,
war allen Beteiligten von Beginn
an klar. Es wäre sinnvoll, nun so
schnell wie möglich Erfahrungen
mit der Auktionierung zu sam-
meln, an der langfristig ohnehin
keinWeg vorbeiführt.
Dass die Energiekonzerne sich

dagegen mit Händen und Füßen
wehren, überrascht nicht. Sie zäh-
len zu den Profiteuren der kosten-
losen Zuteilung. Dass diese aber
nicht ersonnen wurde, um den
Energieversorgern milliarden-
schwere Windfall-Profits zu be-
scheren, wird wohl niemand be-
streiten.

stratmann@handelsblatt.com

Das aktuelle Fusionsfieber in
Spanien, am besten zu sehen
andemoffenenKampf umdie

Kontrolle beim größten heimischen
Energieversorger Endesa, erklärt
sich eindeutig im Kontext der bevor-
stehenden Änderung des spanischen
Übernahmegesetzes. Der polemisch
geführte Kampf um Endesa, der vor
mehr als einem Jahr mit dem feindli-
chen Übernahmeversuch des kleine-
ren katalanischen Energieversorgers
Gas Natural begann und sich mit
demEintritt der deutschen Eon deut-
lich verschärft hat, macht klar, dass
eine Änderung der aktuellen Gesetz-
gebung notwendig ist.
Abgesehen vom neuen Übernah-

megesetz macht dieser Prozess auch
klar, dass die Wettbewerbsfähigkeit
einer Branche bei Konsolidierungs-
prozessen nicht mehr im Vorder-
grund steht. Denn es dürfte doch ei-
gentlich nicht das Interesse der spani-
schen Regierung sein, dass durch
eine Fusion zweier nationaler Unter-
nehmenauf demheimischenEnergie-
markt noch weniger Wettbewerb
herrscht und die Preise für die Ver-
braucher steigen.
Die Schlacht um Endesa, die den

Aktienkurs dieses Versorgers kräftig
nach oben getrieben hat, diente vie-
len anderen spanischen Unterneh-
men in den letzten Monaten als Vor-
bild. Sie versuchten mit allen Mit-

teln, die partielle oder vollständige
Kontrolle über ihren Wettbewerber
zu erlangen. Dies gilt vor allem für
die Immobilien- und Baubranche.
Viele Firmen wollten noch vor der
Änderung der Gesetze ihre Position
in der eigenen Branche festigen.
Das aktuelle Übernahmegesetz

hat eine solche Vorgehensweise häu-
fig konditioniert. Gegenwärtig muss
erst ab dem Besitz von 50 Prozent
des Kapitals ein offizielles Angebot
für das gesamte Unternehmen lan-
ciert werden und erst ab dem Besitz
von 25 Prozent ein Teilangebot.
Der langsame, relativ leichte Ein-

stieg in ein Unternehmen, wie es der
spanische Baukonzern Acciona der-
zeit bei Endesa praktiziert, wird da-
durch eindeutig gefördert. Das neue
Gesetz dagegen verlangt, dass ab ei-
nem Besitz von 30 Prozent der
Stimmrechte eine Offerte für das
ganze Unternehmen vorgelegt wer-
denmuss.
Der Gesetzentwurf stößt derzeit

in Spaniens Parteien auf wenig Wi-
derstand. Es wird erwartet, dass der
Entwurf noch in diesem JahrdemPar-
lament vorgelegt wird. Und es wird
damit gerechnet, dass er dort mit ei-
ner breiten Mehrheit verabschiedet
wird und somit Anfang des kommen-
den Jahres in Kraft treten kann.
Mit dem neuen Gesetz soll unter

anderem versucht werden, durch die

Verhinderung von Teilübernahmen
die Rechte der Kleinaktionäre mit
den Interessen des jeweiligen Unter-
nehmens in Einklang zu bringen.
Durchdas bislang gültigeGesetzwer-
den die Rechte der Kleinaktionäre
kaum geschützt.
Seit demFall Endesa haben sich je-

doch viele Interessengemeinschaf-

ten gegründet, die mehr Informatio-
nen und eine Ausweitung der Mitbe-
stimmungsrechte fordern. Nach dem
neuen Gesetz zum Beispiel hätte En-
desa vor der Abwehr der Offerte von
Gas Natural durch zahlreiche Klagen
die Aktionärsversammlung konsul-
tieren müssen. Endesa-Chef Manuel
Pizarro hätte diese Klagen nur dann
einreichen können, wenn er dafür in
der Aktionärsversammlung eine
Mehrheit von zwei Dritteln der Stim-
men erhalten hätte.
Für die Suche nach einem „wei-

ßen Ritter“ ist jedoch keine vorhe-
rige Zustimmung der Anteilseigner

erforderlich. Der Hintergrund:
Durch mehr Angebote wird im Inte-
resse der Aktionäre der Übernahme-
preis in die Höhe getrieben.
Für meinen Geschmack geht der

Gesetzentwurf jedoch in einem
Punkt nicht weit genug: In Spanien
haben viele Firmen in ihren Statuten
komplizierteAbschirmungsmöglich-
keiten festgelegt. So gesteht Endesa
einem Käufer nicht mehr als zehn
Prozent der Stimmrechte zu, und
zwar gleichgültig, wie groß das Ak-
tienpaket ist, das er erwirbt.
Für Acciona bedeutet diese Be-

stimmung, dass das Unternehmen
zwar jetzt 17 Prozent des Kapitals
von Endesa besitzt, aber eben nur
über zehn Prozent der Stimmrechte
verfügt. Endesa-Chef Pizarro hat
sich bisher geweigert, dies zu än-
dern.Das neueÜbernahmegesetz er-
möglicht jedoch die Neutralisierung
dieser Mechanismen zur Abschir-
mung. Dies wiederum setzt aber die
Zustimmung derAktionärsversamm-
lung jenes Unternehmens voraus,
das Gegenstand einer Übernahme
ist.
Ziemlich logisch scheinen mir

auch die neuen Regelungen für den
Fall eines „squeeze out“ und „sell
out“, wenn der Bieter 90 Prozent des
Unternehmenskapitals übernimmt.
Nach dem neuen Gesetz kann der
Käufer die Minderheitsaktionäre

zwingen, ihm ihre Anteile zu einem
fairen Preis zu verkaufen. Allerdings
gilt diese Bestimmung nur dann,
wennmindestens 90 Prozent der Ak-
tionäre dem Angebot zustimmen.
Diese Regelung ist meines Erachtens
schlecht,weil sie dieMöglichkeit sol-
cher Operationen deutlich ein-
schränkt.
Dennoch halte ich alles in allem

das neue Gesetz für wesentlich bes-
ser als das alte. Es wäre trotzdem
wünschenswert, wenn es an einigen
Stellen noch verbessert werden
könnte. Zudem glaube ich, dass wir
auch an anderer Stelle der Gesetzge-
bung noch nachbessern müssen, so
beim Schutz des Wettbewerbs. Die
möglicheFusion zwischendenheimi-
schen Versorgern Unión Fenosa und
Iberdrolamacht dies deutlich.
Stimmt die Regierung einer Fu-

sion zwischen zwei nationalen Ener-
gieunternehmen zu, erlaubt sie bei
der heutigen Marktaufteilung de
facto ein Duopol. Das mag politisch
korrekt sein, ist aber nicht im Inte-
resse der spanischen Verbraucher,
die ohnehin schon unter einer hohen
Inflation leiden. Wir sollten es auch
vermeiden, nationale Fronten gegen
den Einstieg von ausländischen Un-
ternehmen zu bilden. Letztlich
würde darunter unsere ganze Wirt-
schaft leiden.

gastautor@handelsblatt.com

Es steckt viel Heuchelei in der
Debatte über Nebeneinkünfte

vonBundestagsabgeordneten.Ges-
tern hat das Bundesverfassungsge-
richt über die Klagen von neun
Mandatsträgern verhandelt, die
sich gegen die neue Pflicht wehren,
ihre Nebeneinkünfte offen zu le-
gen. Volkes Meinung dazu ist
schnell gebildet: Die Kerle verdie-
nen sich nebenher eine goldene
Nase, anstatt sich von früh bis spät
im Dienst am Bürger aufzuopfern.
Soweit kommt’s noch!
Kein Zweifel: Der missgünstig-

sensationslüsterne Drang, dem
Nächsten in sein Portemonnaie bli-
cken zu wollen, ist kein legitimes
Gesetzgebungsmotiv. Dennoch
lässt sich die Sache nicht als reine
Neiddebatte abtun. Transparenz
ist Bedingung für eine funktionie-
rende Demokratie, und das Volk
darf erfahren, von wem und wofür
seine Vertreter Geld annehmen.
Die geltenden Verhaltensregeln

zu denNebentätigkeiten tragen be-
reits vielen Einwänden Rechnung:

DieMandatsträgermüssen ihreNe-
beneinkünfte zwar melden, aber
veröffentlicht wird nur, was sie ne-
benher alles tun und in welche von
drei Einkommensgruppen sie da-
mit fallen. Ein Blick in das Bundes-
tagshandbuch genügt also nicht,
um die Neugier beispielsweise
nach den Anwaltseinkünften eines
Parlamentariers stillen zu können.
Im Kern geht es um etwas ande-

res: Ist es legitim, Politikern vorzu-
schreiben, ihrMandat habe imMit-
telpunkt ihrer Tätigkeit zu stehen?
Sicher, niemand will gekaufte Poli-
tiker. Aber solange transparent ist,
was Abgeordnete nebenher trei-
ben, kann man die Sorge darüber
den Parteien und vor allem den
Wählern überlassen. Wem im
Hochsauerlandkreis ein Friedrich
Merz so teuer ist, dass er sich von
diesem trotz dessen Zeit rauben-
der Anwaltstätigkeit im Bundestag
vertreten lassen will, warum nicht?
Lupenreine Partei- und Politikkar-
rieristen gibt es auch so genug.

steinbeis@handelsblatt.com

EMISSIONSHANDEL

Verteilungskampf

NEBENEINKÜNFTE

Notwendige Transparenz

Werprofitiert von längerenLa-
denöffnungszeiten? Vor al-

lem die Verbraucher, die als Ar-
beitnehmer nicht mehr zu klassi-
schen Bürozeiten beschäftigt sind
oder ganz einfach länger arbeiten
und bei ausgedehnten Geschäfts-
zeiten dieMöglichkeit haben, sich
auch während der Woche stress-
frei zu versorgen.
Spürbare volkswirtschaftliche

Effekte dagegen sind nach den bis-
herigen Liberalisierungen ausge-
blieben. Logisch, das für den Kon-
sum verfügbare Einkommen
nimmt nicht zu, wenn die Ge-
schäfte ihreTüren zu anderenZei-
ten oder insgesamt länger öffnen.
Dieser Nichteffekt hat auch

dazu geführt, dass das Thema
nicht nur bei denGewerkschaften,
sondern auch auf Seiten des Ein-
zelhandels stark umstritten ist.
Denn hier läuft ein Nullsummen-
spiel, hinter demsich aber sehr un-
terschiedliche Wirkungen je nach
Geschäftstyp verbergen. Von der
nun bevorstehenden Liberalisie-
rungsrunde über 20 Uhr hinaus

werden aller Voraussicht nach vor
allem die Einkaufscenter, vor-
nehmlich in den Innenstädten,
und die Kaufhäuser profitieren.
In den Centern kann die Lei-

tung die verlängerte Öffnung
schlichtweg anordnen. Für die po-
tenziellen Kunden bedeutet das:
Sie wissen, dass sie garantiert
nicht vor verschlossenen Türen
stehen werden. Also strömen sie
gleich dorthin. Nur logisch, dass
in der Bundesrepublik in den
nächsten Jahren rund 60 weitere
Einkaufscenter entstehen sollen.
Ähnlich dürfte es in den Kaufhäu-
sern laufen, die sichwieLadenpas-
sagen imKleinen verhalten.
Das Nachsehen haben voraus-

sichtlich kleinere Geschäfte am
Stadtrand, denen die Nachfrage
fehlen wird, die in das Zentrum
fließt. Die in den Großstädten aus
dem Boden schießenden Night-
shops zeigen allerdings, dass auch
das Angebot im „Kiez“ durchaus
Zukunft hat. Verbraucherfreund-
lichkeit ist das Stichwort.

hanke@handelsblatt.com

LADENSCHLUSS

Verbraucherfreundlich
G

erhard Schröder fand da-
für denBegriff der „Müh-
sal der Ebene“: wenn das
Misstrauen zurückkehrt
in die deutsch-französi-

schen Beziehungen, wenn Leerlauf
herrscht, wenn die Chemie zwischen
den Chefs in Berlin und Paris nicht
stimmt. In seiner ersten Amtszeit er-
lebte Schröder dies. Beim Berliner
EU-Gipfel im Jahr 2000 fühlte er sich
von Jacques Chirac über den Tisch
gezogen. Frankreichs Präsident hatte
die von Deutschland forcierten Kür-
zungen bei den überkommenen EU-
Agrarsubventionen erfolgreich ver-
hindert. Schröder kam mit Chirac
erst besser klar, als es gemeinsam ge-
gen den Irak-Krieg und gegen US-
Präsident Bush ging.
Auch Angela Merkel muss zu Be-

ginn ihrer Kanzlerschaft ein
deutsch-französisches Tal durch-
schreiten. Vor dem halbjährlichen
deutsch-französischen Gipfel am
heutigen Donnerstag in Paris belas-
ten die Vorgänge bei Airbus spürbar
die Atmosphäre. Wieder haben die
DeutschenAngst, von den Franzosen
übervorteilt zu werden, diesmal bei
der Sanierung von Airbus und dem
damit verbundenen Verlust von Ar-
beitsplätzen.
Die Krise des einstigen europäi-

schen Vorzeigeunternehmens zeugt
einmal mehr von der kulturellen
Kluft, welche die politischen und ge-
schäftlichen Welten dies- und jen-
seits des Rheins immer noch trennt.
Zum einen das grundlegend unter-
schiedliche Staatsverständnis: Fran-
zosen gehen ganz selbstverständlich

davon aus, dass der Staat am Kapital
eines politisch-strategisch bedeuten-
den Unternehmens wie des Luft-
fahrt- und Rüstungskonzerns EADS
beteiligt ist und als Aktionär bei un-
ternehmerischen Entscheidungen
ein gewichtigesWort mitredet.
DieDeutschen betrachten es dage-

gen als Tugend, dass sich der Staat
aus Kapital undManagement von In-
dustrieunternehmen heraushält. Im
französischen Zentralismus in Paris
ist es nach wie vor üblich, dass der
Staatspräsident einen Topmanager
politisch unter Druck setzt. Im deut-
schen Föderalismus kann sich die
Bundeskanzlerin das nicht erlauben.
DieserunterschiedlicheUmgang zwi-
schen Politik undWirtschaft mündet
in konkrete Erwartungen. „Madame
Merkel“, soheißt es inChiracsUmge-
bung, „muss sich politisch deutlicher
als bisher zum Unternehmen EADS
bekennen“.
Zum anderen das unterschiedli-

che Hierarchie-Verständnis dies-
und jenseits desRheins: Ein französi-
scher Président Directeur Général
(PDG) herrscht in seinemUnterneh-
menungleich autoritärer als ein deut-
scher Vorstandsvorsitzender. Des-
halb erscheint es den Franzosen auch
ganz normal, dass Ex-EADS-Co-Chef
Noël Forgeard das Prestigeprojekt
A380 von oben herab dekretierte –
ohne sich um Details und um andere
Meinungen imUnternehmen zu sche-
ren. Das wiederum empört die an ei-
nen kollegialen Managementstil ge-
wöhntenDeutschen, die ForgeardAr-
roganz und Fehlentscheidungen vor-
werfen. „Ein deutscherUnternehmer

kommtmorgens vor seinenMitarbei-
tern in den Betrieb und geht abends
als Letzter nach Hause“, doziert ein
hochrangiger deutscher Diplomat.
Daran könnten sich die Franzosen
ein Beispiel nehmen.
Umgekehrt vermissen Franzosen

bei deutschen Entscheidungsträgern
oft den nötigen Wagemut. Als Bei-
spiel dafür wird in Paris das frühere
Interesse von Siemens am Schnell-
zug- und Turbinenkonzern Alsthom
genannt, das damals in Paris auf Ab-
lehnung stieß. „Warum hat Siemens
sich darüber nicht einfach hinwegge-
setzt und ein Übernahmeangebot für
Alsthom vorgelegt?“ wundert sich
ein französischerManager.
So reden Deutsche und Franzosen

häufig aneinander vorbei. „Die Ge-
brauchsanweisung für die deutsch-
französische Partnerschaft wird nie
einfach zu lesen sein“, seufzt ein Be-
rater von Chirac. Und ein deutscher
Diplomat stöhnt: „Wir sind zwei Ei-
chen im europäischen Wald, aber
diese Eichen sind keine Zwillinge.
Wir müssen unsere Unterschiede
kennen und akzeptieren.“
Denn voneinander lassen können

Deutschland und Frankreich ja nicht.
Beide eint das fundamentale Inte-
resse, die heimische Industrie imGlo-
balisierungskampf zu verteidigen.
Nur gemeinsam können die beiden
größtenEU-Staatendie politische In-
tegration Europas vorantreiben. Und
bei den militärischen Kriseneinsät-
zen rund um den Globus sind Deut-
scheund Franzosenmehr denn je auf-
einander angewiesen.
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Zwei knorrige Eichen
RUTH BERSCHENS

D ie Spitzenbeamten der Eu-
ropäischen Kommission
umgibt seit langemeine ge-

heimnisvolle Aura. Selbstherrlich
und arrogant sollen sie sein, mäch-
tig und unbelehrbar. Einige wie
der inzwischen verstorbene Gene-
raldirektor François Lamoureux er-
warben sich einen legendären Ruf.
Als der Franzose im Herbst 2004
seinen neuen Kommissar Jacques
Barrot in Brüssel empfing, soll er
den ranghöheren Neuankömmling
unter vier Augen mit den Worten
begrüßt haben: „Denken Sie im-
mer daran, Sie sind hier nur der
Kommissar, ich bin der Generaldi-
rektor.“
Es kommt nicht darauf an, ob

dieser Satz tatsächlich so gefallen
ist. Zuzutrauen wäre die Bemer-
kungLamoureux allemal. Genauso
sind sie, die Brüsseler Mandarine.
Strotzend vor
Selbstbewusstsein,
ohne Respekt vor
den Thronen.
Der deutsche

Kommissionsvize-
präsident Günter
Verheugen hat sich
nun als Erster laut-
stark beklagt über
die Impertinenz der
Beamtenelite, die allzu oft ihr eige-
nesSüppchen kocheundder es völ-
lig egal sei, was das 25-köpfige
Kommissarskollegium beschließe.
Wer die Kritik Verheugens ver-

stehen will, muss ein bisschen in
die Geschichte der Kommission
eintauchen und den Aufbau dieser
weltweit einzigartigen Behörde
studieren. Kommissionbeamte ha-
ben sich immer als Speerspitze der
Bewegung verstanden, die unab-
hängig von den gerade amtieren-
den Kommissaren auf ein gemein-
samesZiel hinarbeitet: die europäi-
sche Integration. Ein ganz speziel-
ler Korpsgeist hat Generationen
von EU-Beamten geprägt. Und
JacquesDelors, der großeKommis-
sionspräsident der späten 80er-
und frühen 90er-Jahre, hat diese
Spezies nach Kräften gefördert.
Noch heute ist Delors das verehrte
Vorbild einer Kaste, die ganz und
gar in Europa aufgeht.
Die Crux ist, dass das immer

weiter zusammenwachsende
Europa des Jacques Delors nicht
mehr existiert. Die Zeiten haben
sich gewandelt. Die EU ist an ihre
Grenzen gestoßen und hat sich an
ihren Aufgaben übernommen. Die
Menschen sind europamüde ge-
worden, wollen nicht mehr mit so
viel bürokratischen Vorschriften
aus Brüssel traktiert werden.
Dieser Paradigmenwechsel hat

in den Dienststellen der Kommis-
sionbeträchtliche Irritationen aus-
gelöst. Wer sein bisheriges Berufs-
leben lang eifrig Verordnungen
und Richtlinien geschrieben hat,
die demZweckdienten, so viele Le-
bensbereiche wie möglich zu har-
monisieren, hat plötzlich den Auf-
trag, den Bestand der europäi-

schen Rahmengesetzgebung nach
vermeintlichem oder tatsächlich
überflüssigemBallast zudurchfors-
ten. Vielen Abteilungen fehlt der
Input früherer Jahre. Langeweile
und Frust machen sich breit.
Erstmals in der Geschichte der

europäischen Gemeinschaft geht
es nicht mehr vorwärts. Die EU-
Gesetzgebungsaktivitäten stagnie-
ren, sollen nach dem Willen Ver-
heugens sogar schrumpfen. Kein
Zweifel: Der politische Umbruch
in der EU reißt in deren Exekutiv-
organ tiefe Wunden auf. Da ist es
keinWunder, dass zwischenpoliti-
scher Führung und Verwaltung
vermehrt Streitfälle zu schlichten
sind. In letzter Zeit häufen sich
haarsträubende Eigenmächtigkei-
ten subalternerMitarbeiter.
Sanktionen freilich sind, anders

als in nationalen Regierungen, in
der Kommission
nur sehr schwer
durchzusetzen. Ein
Kommissar allein
kann gegen reni-
tente Beamte gar
nichts ausrichten.
Einen vertikalen
Durchgriff gibt es
ebenso wenig wie
die Ressortverant-

wortung deutscher Bundesminis-
ter. Es gilt, auch dies hat mit dem
Einigungsgedanken zu tun, stets
das Kollegialprinzip. Nur gemein-
sam und einstimmig kann das Gre-
mium der Kommissare Ungehor-
sam der Beamtenschaft ahnden.
Entsprechend selten sind diszipli-
narrechtlicheMaßnahmen.
Genervt vom täglichen Klein-

kriegmit derNomenklatura istVer-
heugen jetzt in dieOffensive gegan-
gen. Einen guten Dienst hat er sich
damit nicht erwiesen. Auch wenn
der Deutsche vereinzelten Zu-
spruch bekommt, so schütteln
dochviele denKopf über so viel po-
litische Dummheit. Der Umgang
mit den Laufbahnbeamten mag ja
schwierig sein. Doch am Ende
sollte einEU-Profi vomGewicht ei-
nes Günter Verheugen wohl in der
Lage sein, derartige Konflikte in-
tern zu regeln. Dies tun andere
Kommissare schließlich auch.
Der SPD-Politiker hingegen hat

es vorgezogen, öffentlich über die
EU-Beamtenschaft denStab zubre-
chen. Seine Schelte vermittelt
nach außen den Eindruck eines
frustrierten, offensichtlich überfor-
derten Industriekommissars, der
seine Verwaltung nicht im Griff
hat. Einst ließ sich Verheugen als
Super-Kommissar feiern, der den
Brüsseler Bürokraten den Marsch
bläst. Jetzt entpuppt er sich als Si-
syphus. Von der mit großem
Aplomb angekündigten Initiative
zum Bürokratieabbau ist bislang
noch nicht viel zu sehen. Verheu-
gens Lieblingsthema sieht mehr
und mehr aus wie ein Rohrkrepie-
rer. Aber schuld sind natürlich die
Beamten.
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EU-KOMMISSION

Frust in Brüssel
MICHAEL SCHEERER

DER ÖKONOMISCHE GASTKOMMENTAR

Die Lehren aus dem Fall Endesa
Spaniens neues Übernahmegesetz darf keine Barrieren gegen den Einstieg ausländischer Unternehmen aufstellen

Fo
to
:R

eu
te
rs

Chefredakteur: Bernd Ziesemer
Stv. Chefredakteure: Joachim Dorfs, Michael Backfisch,

Hermann-Josef Knipper, Roland Tichy
Verantwtl. Redakteur Meinung & Analyse: Thomas Hanke

Leserbriefe: Redaktion Handelsblatt, Postfach 102741, 40018 Düsseldorf
E-Mail: hb.leserbriefe@vhb.de

„Die Nordkoreaner haben gesagt,
dass sie einen atomaren Sprengsatz
gezündet haben. Und ich denke,
die Politik muss davon ausgehen,

dass sie das getan haben.“

Mit der Kritik an

denBeamten

erweist sich

Verheugen einen

Bärendienst.
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